
erstinstanzlichen Entscheidung im Rechtsmittelverfahren.30 Hieraus ist die Bedeu­
tung der Tätigkeit des Protokollführers ersichtlich, obwohl er keine Rechte zur 
Gestaltung des Verfahrens hat. Seine Tätigkeit ist eine wesentliche Garantie für 
die Gesetzlichkeit des Verfahrens und damit für die Gewährleistung der Rechte 
der Bürger im Strafverfahren. Nach § 163 StPO finden deswegen die Bestimmungen 
über die Gewährleistung der richterlichen Unvoreingenommenheit; insbesondere 
über die Ausschließung und Ablehnung eines Richters, ebenfalls auf den Protokoll­
führer Anwendung. Über die Ausschließung oder Ablehnung eines Protokollführers 
hat das erkennende Gericht zu entscheiden.

4.4.4. Die Stellung des Dolmetschers

Die Mitwirkung eines Dolmetschers dient der Gewährleistung der Gesetzlichkeit 
der Verfahrensdurchführung und insbesondere der Sicherung der Rechte des Be­
schuldigten oder Angeklagten, wenn dieser der deutschen Sprache nicht mächtig 
ist und das Verfahren nicht in seiner Muttersprache geführt wird (§ 83 StPO, 
§ 12 GVG). Ein Dolmetscher ist ferner hinzuzuziehen, wenn ein Zeuge die deutsche 
Sprache nicht beherrscht. Analoge Anwendung finden diese Vorschriften auch auf 
Dolmetscher für Gehörlose und Stumme.

Ein Dolmetscher hat die Aufgabe, die entsprechenden Fragen und Antworten 
eines der deutschen Sprache nicht kundigen Zeugen zu übersetzen. Dem Angeklag­
ten, der die deutsche Sprache nicht beherrscht, hat er den gesamten Inhalt und 
Ablauf der Hauptverhandlung zu übersetzen, damit dieser seine Mitwirkungs­
und Verteidigungsrechte voll wahrnehmen kann. Dabei ist es die Pflicht des Dol­
metschers, gewissenhaft und wahrheitsgemäß zu übersetzen (§ 84 StPO). Unter 
Berücksichtigung der großen Verantwortung eines Dolmetschers sieht § 230 StGB 
strafrechtliche Verantwortlichkeit für einen Dolmetscher vor, der im Gericht vor­
sätzlich falsch übersetzt. Aus der Pflicht des Dolmetschers zur Anwesenheit und 
Übersetzung folgt sein Recht auf Entschädigung im Einklang mit den geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen (§ 83 StPO).
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